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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

mit Antwort der Landesregierung 

Anfrage der Abgeordneten Carina Hermann und Christian Calderone (CDU) 

Antwort des Justizministeriums namens der Landesregierung  

Erhöhung der Streitwertgrenze bei den Amtsgerichten: Was plant die Landesregierung? 

Anfrage der Abgeordneten Carina Hermann und Christian Calderone (CDU), eingegangen am 
10.02.2023 - Drs. 19/542  
an die Staatskanzlei übersandt am 15.02.2023 

Antwort des Justizministeriums namens der Landesregierung vom 15.03.2023 

 

Vorbemerkung der Abgeordneten 

Der Landtag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder am 22. September 2022 folgenden Beschluss 
gefasst (Drs. 18/11759): „Die Amtsgerichte sind gemäß § 23 Nr. 1 GVG für bürgerliche Rechtsstrei-
tigkeiten über Ansprüche zuständig, deren Gegenstand an Geld oder Geldeswert die Summe von 
5 000 Euro nicht übersteigt. Daneben existieren noch Zuständigkeiten des Amtsgerichts unabhängig 
vom Streitwert, wie z. B. aus einem Wohnraummietverhältnis. Die Streitwertgrenze gemäß § 23 Nr. 1 
GVG ist inhaltlich letztmalig zum 01.03.1993 von 6 000 DM auf 10 000 DM angehoben worden. Diese 
Steigerung um 4 000 DM ging über die damalige Lohn- und Preisentwicklung hinaus und verfolgte 
auch das Ziel, eine zusätzliche Anzahl von Prozessen von den Landgerichten auf die Amtsgerichte 
zu übertragen. Im Zuge der Umstellung auf den Euro wurde die Streitwertgrenze auf 5 000 Euro 
festgesetzt. Eine inhaltliche Änderung war damit nicht verbunden. Die Anpassung der Streitwert-
grenze bei den Amtsgerichten an die seit 1993 eingetretene Lohn- und Preisentwicklung ist somit 
überfällig. Der Landtag bittet daher die Landesregierung, sich im Rahmen einer Bundesratsinitiative 
für die Erhöhung des für die Abgrenzung der sachlichen Zuständigkeit zwischen Amts- und Landge-
richt maßgeblichen Streitwerts in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten von 5 000 Euro auf mindestens 
7 500 Euro einzusetzen.“ 

 

1. Wie haben sich die Eingangszahlen in Zivilsachen bei den Amtsgerichten in Niedersach-
sen seit dem 01.01.2008 entwickelt (bitte getrennt nach Jahren auflisten)?  

Die Entwicklung der Eingänge in Zivilsachen bei den niedersächsischen Amtsgerichten stellt sich wie 
folgt dar: 

Jahr Zugänge 
2008 111 747 
2009 109 045 
2010 103 815 
2011 112 317 
2012 98 258 
2013 94 745 
2014 93 984 
2015 93 461 
2016 84 921 
2017 80 170 
2018 78 752 
2019 78 201 
2020 70 748 
2021 63 044 
2022 58 187 



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/957 

 

2 

Im Vergleich zum Jahr 2008 sind im Jahr 2022 die Eingänge um 53 560 Verfahren gesunken, dies 
entspricht einem Rückgang um 47,9 %. 

 

2. Wie haben sich die Eingangszahlen in erstinstanzlichen Zivilsachen bei den Landgerich-
ten in Niedersachsen seit dem 01.01.2008 entwickelt (bitte getrennt nach Jahren auflis-
ten)?  

Die Entwicklung der Eingänge in Zivilsachen bei den niedersächsischen Landgerichten in I. Instanz 
stellt sich wie folgt dar: 

Jahr Zugänge 
2008 30 235 
2009 29 212 
2010 28 667 
2011 30 385 
2012 28 070 
2013 31 447 
2014 25 603 
2015 26 550 
2016 27 466 
2017 25 459 
2018 31 094 
2019 33 160 
2020 34 350 
2021 28 586 
2022 25 070 

 

Im Vergleich zum Jahr 2008 sind im Jahr 2022 die Eingänge um 5 165 Verfahren gesunken, dies 
entspricht einem Rückgang um 17,1 %. 

 

3. Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung der Eingangszahlen in Zivilsachen 
bei den Amtsgerichten und den erstinstanzlichen Zivilsachen an den Landgerichten in 
Niedersachsen seit dem 01.01.2008?  

Die Stärkung der Amtsgerichte und der Erhalt der Justiz in der Fläche ist ein wichtiges Anliegen der 
Landesregierung. Die Eingangszahlen in Zivilsachen sind bundesweit insbesondere im Bereich klei-
ner Streitwerte rückläufig. Deshalb ist eine Erforschung der Ursachen dieses Rückgangs angezeigt, 
unter Berücksichtigung der Wirtschaftspraxis, des allgemeinen wirtschaftlichen Umfelds, justizorga-
nisatorischer Faktoren, anwaltlicher Beratungspraxis und der Möglichkeiten der außergerichtlichen 
Streitbeilegung. Das Bundesministerium der Justiz hat im Herbst 2020 eine entsprechende Unter-
suchung beauftragt und damit einen entsprechenden Beschluss der Konferenz der Justizministerin-
nen und -minister aufgegriffen. Die Ergebnisse der Untersuchung liegen noch nicht vor. 

 

4. Wie hat sich die Auslastung der Richterinnen und Richter in Zivilsachen an den nieder-
sächsischen Amtsgerichten seit dem 01.01.2008 entwickelt (bitte nach Jahren getrennt 
nach den einzelnen Amtsgerichten auflisten)? 

Die Belastung der Richterinnen und Richter an den niedersächsischen Amtsgerichten in Zivilsachen 
kann nur auf Einsatzbasis ausgewiesen werden, da für einzelne Sach-/Rechtsgebiete keine Darstel-
lung des Personalbestandes erfolgt. Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass im Jahr 2016 
(2015/2016) die Umstellung der Personalbedarfsberechnung auf die Ergebnisse der PEBB§Y-Fort-
schreibung 2014 erfolgte. Die Ergebnisse der Personalbedarfsberechnung 2022/2023 auf Basis der 
Daten des Jahres 2022 liegen noch nicht vor. 

Für die Belastung im Einzelnen wird auf die Anlage zu Frage 4 Bezug genommen. 
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5. Wie hat sich die Auslastung der Richterinnen und Richter in Zivilsachen an den nieder-
sächsischen Landgerichten seit dem 01.01.2008 entwickelt (bitte nach Jahren getrennt 
nach den Landgerichten auflisten)? 

Die Belastung der Richterinnen und Richter an den niedersächsischen Landgerichten in Zivilsachen 
kann nur auf Einsatzbasis ausgewiesen werden, da für einzelne Sach-/Rechtsgebiete keine Darstel-
lung des Personalbestandes erfolgt. Weiterhin ist darauf hinzuweisen, dass im Jahr 2016 
(2015/2016) die Umstellung der Personalbedarfsberechnung auf die Ergebnisse der PEBB§Y-Fort-
schreibung 2014 erfolgte. Die Ergebnisse der Personalbedarfsberechnung 2022/2023 auf Basis der 
Daten des Jahres 2022 liegen noch nicht vor. 

Für die Belastung im Einzelnen wird auf die Anlage zu Frage 5 Bezug genommen. 

 

6. Wie bewertet die Landesregierung die Entwicklung der Auslastung der Richterinnen und 
Richter in Zivilsachen an den niedersächsischen Amtsgerichten und an den niedersäch-
sischen Landgerichten seit dem 01.01.2008? 

Der in der Beantwortung der Fragen 4 und 5 für die Berechnung der Belastung zugrunde gelegte 
Personaleinsatz stellt die Zahl der durchschnittlich tätig gewesenen Bediensteten im Durchschnitt 
über die vier Quartale (Kalendervierteljahr) eines Kalenderjahres dar.  

Nach Ablauf des jeweiligen Quartals ist die Personalverwendung für das zurückliegende Quartal fest-
zustellen. Bedienstete, die in dem Quartal mehr als 20 Arbeitstage nicht in der Dienststelle anwesend 
waren, sind dabei nicht zu berücksichtigen. Zeiten der stufenweisen Wiedereingliederung von Beam-
tinnen und Beamten sind wie krankheitsbedingte Ausfallzeiten zu behandeln. Bei der Zählung der 
Fehltage ist bei Teilzeitkräften unabhängig vom individuellen Arbeitszeitmodell auf eine regelmäßige 
wöchentliche Arbeitszeit von fünf Tagen abzustellen.  

War die bzw. der Bedienstete im zurückliegenden Quartal in mehreren in der Personalverwendung 
getrennt zu erfassenden Positionen eingesetzt, sind die Bruchteile ihrer bzw. seiner Arbeitskraft auf 
diese Positionen aufzuteilen. Die Arbeitskraftanteile sind dazu qualifiziert zu schätzen. Teilzeitbe-
schäftigte sind mit dem entsprechenden Arbeitskraftanteil zu zählen. 

Daher ergeben sich im Unterschied zum Personalbestand insbesondere in kleinen Dienststellen 
hohe Schwankungen.  

Dies vorausgeschickt, wird zudem nachfolgend die durchschnittliche Belastung über alle Amtsge-
richte und alle Landgerichte - jeweils in Zivilsachen - für den Zeitraum von 2008 bis 2022 dargestellt.  

Jahr 
Belastung auf Einsatzbasis 

alle Amtsgerichte (Zivilsachen) 
2007/2008 1,09 
2008/2009 1,04 
2009/2010 1,03 
2010/2011 1,07 
2011/2012 1,14 
2012/2013 1,02 
2013/2014 1,00 
2014/2015 0,99 
2015/2016 1,02 
2016/2017 0,97 
2017/2018 0,96 
2018/2019 1,01 
2019/2020 1,00 
2020/2021 0,92 
2021/2022 0,82 
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Im Mittel über alle Amtsgerichte in Zivilsachen für den Zeitraum der letzten 15 Jahre beträgt die 
Belastung 1,01. Dabei ist die Belastung in den beiden letzten Jahren auf 0,92 bzw. 0,82 gesunken. 

Jahr 
Belastung auf Einsatzbasis 

alle Landgerichte (Zivilsachen) 
2007/2008 1,02 
2008/2009 1,01 
2009/2010 0,93 
2010/2011 0,92 
2011/2012 0,97 
2012/2013 0,94 
2013/2014 1,02 
2014/2015 0,86 
2015/2016 1,08 
2016/2017 1,12 
2017/2018 1,01 
2018/2019 1,11 
2019/2020 1,17 
2020/2021 1,14 
2021/2022 0,97 

 

Bei den Landgerichten betrug die durchschnittliche Belastung in Zivilsachen im gleichen Zeitraum 
1,02. Die erhöhten Verfahrenseingänge im Zusammenhang mit den Dieselverfahren in den Jahren 
2018 bis 2020 führten zu einem vorübergehenden Anstieg der durchschnittlichen Belastung. Zuletzt 
sank diese jedoch auch bei den Landgerichten über alle Dienststellen auf 0,97. 

 

7. Strebt die neue rot-grüne Landesregierung die Erhöhung der Streitwertgrenze an den 
Amtsgerichten an? Wenn ja, welche Streitwertgrenze ist nach Auffassung der Landesre-
gierung zweckmäßig? Wenn nein, bitte mit Begründung? 

Für die Umsetzung des Beschlusses des Landtages, den für die Abgrenzung der sachlichen Zustän-
digkeit zwischen Amts- und Landgericht maßgeblichen Streitwert in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten 
auf mindestens 7 500 Euro zu erhöhen, ist eine Änderung von § 23 Nr. 1 Gerichtsverfassungsgesetz 
(GVG) erforderlich. Diese bundesrechtliche Regelung bestimmt aktuell, dass Amtsgerichte für Strei-
tigkeiten zuständig sind, deren Gegenstand einen Wert von 5 000 Euro nicht übersteigt. Für eine 
erfolgreiche Initiative zu deren Anpassung ist nicht nur eine Unterstützung des Bundesgesetzgebers, 
sondern ein breiter Konsens der Bundesländer erforderlich, die die entsprechende Änderung ein-
schließlich der notwendigen personalwirtschaftlichen und gerichtsorganisatorischen Maßnahmen 
umsetzen müssen.  

Deshalb wird die Anpassung des Zuständigkeitsstreitwerts in einer Arbeitsgruppe vorbereitet, welche 
die Konferenz der Justizministerinnen und -minister mit Beschluss vom 11. November 2021 unter 
Federführung von Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz eingerichtet hat. Arbeitsgrundlage ist die 
durch Beschluss der Justizministerinnen und -minister im November 2022 bekräftigte Einschätzung, 
dass eine Stärkung der Amtsgerichte als ein Beitrag zur bürger- und ortsnahen Justiz zeitnah erfor-
derlich ist.  

Die Arbeitsgruppe, an der sich neben Niedersachsen weitere elf Landesjustizverwaltungen und das 
Bundesministerium der Justiz beteiligen, untersucht unter Berücksichtigung der Inflationsentwick-
lung, der Fallzahlen, unter Einbeziehung der europäischen Perspektive und bei Anhörung der Ver-
bände neben einer Erhöhung des Streitwerts auch die Frage, ob und in welchen Fällen eine aus-
schließliche Zuständigkeit von Amtsgerichten ein Beitrag zu einer orts- und bürgernahen Justiz sein 
kann, bzw. in welchen Sachgebieten die Komplexität und der Umfang von Verfahren eine ausschließ-
liche Zuständigkeit der Landgerichte erforderlich machen können. Mit dem insoweit erweiterten Prü-
fungsgegenstand hat die Konferenz der Justizministerinnen und -minister eine Anregung der Praxis 
aufgegriffen.  
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Dem Auftrag der Konferenz der Justizministerinnen und -minister entsprechend wird die Arbeits-
gruppe das Ergebnis ihrer Untersuchung Ende Mai 2023 vorlegen. Erst dieses Ergebnis und eine 
entsprechende Beschlussfassung der Konferenz der Justizministerinnen und -minister kann die 
Grundlage einer von einem breiten Konsens getragenen Bundesratsinitiative sein.  

 

8. Plant die Landesregierung eine Bundesratsinitiative zur Erhöhung des Streitwerts? 
Wenn ja, zu wann? Wenn nein, bitte mit Begründung.  

Es wird auf die Antwort zu Nr. 7 wird verwiesen. 

 

9. Welche Maßnahmen will die Landesregierung zusätzlich bzw. alternativ zu einer Bundes-
ratsinitiative ergreifen, um die Erhöhung des Streitwerts zu forcieren? 

Es wird auf die Antwort zu Nr. 7 verwiesen. 

 

 

(Verteilt am 22.03.2023) 



Niedersächssiches Justizministerium Anlage zu Frage 4 der Kl. Anfage CDU 19_000542.xlsx

Amtsgericht 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 2013/2014 2014/2015 2015/2016 2016/2017 2017/2018 2018/2019 2019/2020 2020/2021 2021/2022

Bad Gandersheim 1,000 0,900 0,950 0,825 0,938 0,772 0,731 0,792 1,000 0,727 0,714 0,850 3,778 1,250 1,083

Goslar 1,023 1,095 0,946 0,923 0,990 1,000 1,033 0,957 0,979 0,989 0,816 1,013 1,077 0,962 0,848

Helmstedt 1,189 0,924 0,836 0,764 0,913 0,851 0,815 0,785 0,933 0,954 0,919 0,829 0,898 1,084 0,787

Salzgitter 0,965 1,009 0,849 1,192 1,061 0,970 0,887 1,097 1,127 1,127 1,186 1,084 1,028 0,913 1,159

Seesen 1,000 1,064 0,973 0,986 0,924 1,113 1,186 1,900 1,013 0,905 0,838 0,878 0,985 1,050 0,850

Wolfenbüttel 0,884 0,771 1,038 1,126 1,065 1,216 0,977 0,856 0,877 0,952 0,931 0,804 0,843 0,851 1,066

Clausthal-Zellerfeld 1,227 0,959 1,027 0,867 0,849 1,048 1,237 1,210 0,838 0,907 0,840 1,017 0,850 2,333 0,946

Wolfsburg 0,677 0,920 0,852 0,949 1,085 1,125 1,077 1,115 1,050 1,262 1,099 1,227 1,035 1,218 1,124

Braunschweig 1,219 1,108 1,186 1,130 1,003 1,040 0,976 1,021 1,062 0,852 0,914 0,974 1,050 0,880 0,892

Duderstadt 1,044 1,014 0,914 0,899 1,031 0,985 1,067 0,933 0,883 1,146 0,843 1,056 0,945 0,897 0,838

Einbeck 0,961 1,429 0,935 1,393 1,132 0,986 0,865 1,014 1,095 0,865 0,898 1,135 1,059 1,361 1,304

Göttingen 1,054 0,756 1,026 1,237 0,973 1,085 0,962 0,897 1,063 0,963 0,875 0,850 0,874 0,946 0,830

Hann. Münden 1,079 1,156 1,213 1,038 1,038 1,068 1,096 1,038 0,949 1,074 0,904 0,984 0,745 0,803 0,760

Herzberg am Harz 1,153 1,154 1,259 1,085 1,221 1,056 1,126 1,022 0,989 0,956 1,162 1,075 1,056 0,827 0,765

Northeim 1,081 1,019 0,988 1,351 1,174 0,815 0,775 0,850 1,062 1,057 1,105 1,120 1,232 1,227 0,828

Osterode am Harz 0,955 0,765 1,026 0,960 0,926 0,768 0,821 0,730 0,680 0,713 0,660 0,775 0,836 0,775 0,856

Bückeburg 0,979 0,944 0,887 1,200 0,986 1,046 1,034 1,028 3,931 0,939 0,876 0,827 1,475 0,908 0,757

Rinteln 1,133 1,169 1,067 1,000 0,951 0,933 1,017 0,967 3,733 0,750 0,750 0,750 1,045 0,800 0,800

Stadthagen 1,163 1,227 1,143 1,104 1,023 1,265 0,994 1,134 5,441 1,084 1,043 0,910 1,029 0,908 0,825

Burgwedel 1,141 1,162 1,000 1,005 0,923 1,068 1,011 0,730 0,994 1,024 0,949 0,836 1,015 0,873 0,800

Hameln 1,305 1,393 1,251 1,120 1,101 1,017 0,922 0,903 1,075 1,004 0,814 0,716 0,707 0,671 0,620

Neustadt/Rbge. 0,960 1,052 1,000 0,984 1,003 1,016 1,070 0,982 0,989 0,929 0,824 0,807 0,853 0,620 0,612

Springe 1,176 1,356 1,094 1,254 1,107 0,976 1,037 0,920 0,929 0,929 0,864 0,724 0,690 0,655 0,688

Wennigsen (Deister) 1,265 1,094 1,106 1,100 1,012 1,012 1,146 1,000 1,317 1,375 1,051 1,095 1,198 0,860 0,733

Hannover 1,044 1,007 0,937 1,032 1,082 1,022 1,019 1,073 1,003 0,985 0,989 1,219 1,099 0,910 0,711

Alfeld (Leine) 0,857 0,780 0,963 0,795 0,802 0,705 0,924 0,957 1,030 0,857 0,857 0,800 0,898 0,675 0,680

Burgdorf 1,341 1,174 1,020 1,114 1,000 1,078 1,080 0,967 1,078 0,914 0,967 0,922 0,935 0,841 0,890

Elze 0,984 1,016 0,918 1,059 1,000 1,067 0,961 0,981 0,920 0,915 0,959 0,977 0,935 0,735 0,904

Gifhorn 1,367 1,123 0,844 0,899 1,074 1,038 1,058 1,034 1,064 1,061 1,017 0,887 0,840 0,853 0,733

Hildesheim 1,153 1,083 0,947 1,017 0,923 1,129 0,881 1,000 0,931 0,808 0,835 0,994 0,966 0,827 0,878

Holzminden 1,033 1,139 1,380 1,144 1,088 1,127 1,000 1,008 1,056 0,889 0,952 1,025 1,096 0,883 0,975

Lehrte 1,000 0,981 0,981 0,994 1,050 0,705 0,887 0,933 0,920 0,850 0,667 0,898 1,073 1,000 0,718

Peine 1,215 1,129 1,059 1,069 1,132 1,149 1,040 1,093 1,098 1,034 0,920 0,860 0,804 0,721 0,675

Celle 1,115 1,063 1,046 0,917 1,210 0,975 0,893 0,822 0,906 0,873 0,820 1,205 1,032 1,302 0,942

Dannenberg (Elbe) 1,027 0,883 0,973 0,882 0,800 0,816 0,809 0,791 0,855 0,900 0,910 0,910 0,880 1,067 0,780

Lüneburg 1,372 1,139 1,046 1,135 1,123 1,057 1,223 0,910 1,102 1,038 0,941 0,915 1,040 0,703 0,710

Soltau 1,298 1,067 1,049 1,110 1,210 1,217 1,167 1,226 0,985 1,071 0,913 1,050 1,072 0,990 0,747

Uelzen 1,384 1,102 1,000 1,063 1,211 1,001 1,153 1,027 0,979 0,912 1,097 0,942 0,903 1,094 0,885

Winsen (Luhe) 0,974 0,980 1,269 1,170 1,081 1,006 1,008 0,877 0,924 0,771 0,743 0,892 0,885 0,744 1,103

Bremervörde 1,033 0,900 1,103 1,449 1,402 1,070 0,800 1,106 0,821 0,955 0,969 1,170 1,046 0,766 0,912

erstellt am 27.02.2023
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Amtsgericht 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 2013/2014 2014/2015 2015/2016 2016/2017 2017/2018 2018/2019 2019/2020 2020/2021 2021/2022

Buxtehude 1,243 1,283 1,182 1,243 1,543 1,101 1,057 0,882 1,071 1,000 0,893 1,000 0,892 0,872 0,875

Cuxhaven 1,007 0,893 0,810 0,984 1,409 1,135 0,968 1,040 1,059 0,966 1,034 0,891 1,040 1,079 0,913

Langen 1,110 1,011 1,073 1,062 1,038 0,977 1,604 0,888 1,034 0,817 1,029 0,923 1,011 0,947 0,864

Otterndorf 0,956 0,989 1,063 1,071 1,185 0,958 0,810 0,920 1,088 1,068 0,771 0,720 0,677 0,700 0,640

Stade 1,120 1,009 0,986 1,060 1,439 1,098 1,062 1,038 1,031 0,937 0,899 0,944 0,896 0,939 0,819

Tostedt 1,064 1,095 1,080 1,036 1,065 1,128 1,124 1,270 1,216 1,000 1,010 1,030 0,973 0,811 0,802

Zeven 1,319 1,333 1,311 1,230 1,300 1,035 0,842 0,946 1,250 0,909 0,870 1,015 0,971 0,818 0,859

Achim 1,352 1,333 1,000 1,200 1,163 1,146 1,106 1,130 1,183 1,109 1,291 1,039 0,741 0,589 0,865

Diepholz 1,379 0,952 0,859 0,974 1,667 1,620 1,420 1,480 1,490 1,088 1,046 1,161 1,411 1,300 1,220

Nienburg (Weser) 1,096 1,111 1,165 0,921 1,184 1,107 0,974 0,919 1,220 1,085 1,117 1,070 1,616 1,467 1,151

Osterholz-Scharmbeck 1,300 1,599 1,244 1,448 1,368 1,340 0,952 0,875 0,913 1,105 1,044 0,928 0,827 0,947 0,824

Rotenburg (Wümme) 1,047 1,050 0,987 1,065 1,007 1,032 1,058 1,100 0,957 1,030 0,908 0,945 0,904 0,821 0,815

Stolzenau 1,125 1,113 0,888 0,900 0,888 1,015 0,833 0,829 0,988 0,863 1,044 1,015 0,947 0,853 0,862

Sulingen 0,871 0,815 0,981 1,020 0,957 1,043 1,040 0,900 1,000 0,942 1,125 0,884 1,356 0,800 1,119

Syke 1,104 1,405 1,318 1,075 1,332 1,217 1,201 1,218 1,336 1,317 1,167 1,032 0,961 0,795 0,659

Verden (Aller) 1,388 0,969 0,984 1,192 1,101 0,838 0,707 0,844 0,797 0,857 0,911 1,256 0,931 1,151 0,919

Walsrode 0,969 0,800 0,800 1,205 1,274 1,173 1,128 1,210 1,055 0,976 1,194 1,135 1,022 0,926 0,865

Aurich 0,832 0,810 0,907 0,913 2,002 0,945 0,957 0,764 0,841 0,889 0,739 1,074 0,900 0,921 0,800

Emden 1,146 0,964 0,921 1,289 1,262 1,108 1,236 1,100 1,108 1,408 1,047 0,938 0,985 1,000 0,800

Leer (Ostfr.) 1,121 1,034 1,131 1,771 2,085 1,041 1,108 0,985 1,067 1,340 1,255 1,227 1,224 1,338 1,207

Norden 1,180 1,083 0,971 1,208 1,437 0,985 1,000 0,976 1,026 1,079 1,130 0,939 0,792 0,854 0,978

Wittmund 1,211 1,053 1,043 1,130 1,418 0,902 0,929 0,817 1,051 0,994 0,966 1,060 1,000 0,941 0,783

Brake (Unterweser) 1,024 0,946 0,925 0,892 1,277 0,957 0,898 0,747 1,092 1,034 1,088 1,214 0,983 1,161 0,747

Cloppenburg 1,170 1,148 1,113 1,240 1,556 1,214 1,147 1,070 1,029 1,101 1,184 1,329 1,240 1,664 1,292

Delmenhorst 1,181 1,421 1,214 1,294 1,323 1,139 1,330 1,053 0,968 0,885 0,863 0,995 1,074 1,075 0,880

Jever 1,000 0,933 0,841 0,932 1,421 0,929 0,927 0,826 0,967 0,723 0,680 0,625 0,703 0,683 0,555

Nordenham 1,040 0,921 1,027 1,090 1,153 0,892 0,929 0,771 0,840 1,193 1,067 1,067 0,918 1,353 0,667

Oldenburg (Oldenburg) 0,950 0,894 1,055 0,927 1,338 0,866 0,889 1,020 0,912 0,874 0,874 0,885 0,974 0,802 0,896

Varel 0,814 0,788 1,079 0,899 1,207 0,647 0,826 0,947 0,912 0,970 0,955 0,893 0,914 0,793 0,830

Vechta 0,980 0,982 1,156 1,052 1,278 1,025 0,982 0,986 0,981 1,007 1,175 1,075 1,104 1,276 0,953

Westerstede 1,010 1,051 0,957 0,933 0,860 0,825 0,899 0,848 1,008 0,786 1,083 1,019 0,842 0,873 0,924

Wildeshausen 1,137 1,032 1,147 1,137 1,295 1,047 0,990 0,642 0,704 1,173 1,000 1,250 1,100 0,896 0,749

Wilhelmshaven 1,083 1,142 1,031 1,102 1,057 0,974 0,978 1,056 1,053 0,966 0,979 1,250 0,900 0,978 1,076

Bersenbrück 1,148 1,009 1,049 1,051 1,065 1,225 1,115 1,051 1,050 1,074 0,934 1,129 1,327 1,369 1,206

Bad Iburg 1,290 1,229 1,232 1,027 1,200 0,973 1,169 1,051 0,872 0,944 1,126 1,007 1,295 1,130 1,216

Lingen (Ems) 0,992 0,942 1,000 1,283 0,943 0,890 0,935 0,874 0,847 0,913 0,941 0,924 0,913 1,089 1,379

Meppen 1,000 0,942 1,068 0,893 1,133 0,965 1,307 1,050 0,978 1,010 0,943 0,969 0,926 0,895 0,737

Nordhorn 1,192 1,274 1,254 1,291 1,204 1,123 1,088 0,975 0,979 0,904 0,879 0,844 1,739 1,066 0,629

Papenburg 0,878 0,814 0,795 0,926 1,200 0,819 0,787 0,781 0,800 0,768 0,729 0,786 0,639 0,652 0,526

Osnabrück 1,155 1,117 1,131 1,085 1,061 0,951 0,923 1,003 0,952 1,015 1,101 0,957 0,979 1,108 0,916

erstellt am 27.02.2023



Niedersächsisches Justizministerium Anlage zu Frage 5 der Kl. Anfage CDU 19_000542.xlsx

Landgericht 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 2012/2013 2013/2014 2014/2015 2015/2016 2016/2017 2017/2018 2018/2019 2019/2020 2020/2021 2021/2022

Braunschweig 1,649 1,074 0,922 0,871 0,925 1,007 0,920 0,927 1,194 1,387 0,947 1,514 1,613 1,553 1,002

Göttingen 2,349 1,260 0,746 1,054 1,273 0,811 1,987 0,462 0,511 0,635 0,588 0,779 0,785 0,983 0,740

Bückeburg 1,107 0,872 0,797 0,838 0,770 0,701 0,779 0,802 0,950 0,880 0,857 0,951 0,981 0,791 0,872

Hannover 1,419 0,901 0,907 0,894 0,931 0,933 0,909 0,866 1,120 1,172 1,085 0,950 1,009 0,983 0,950

Hildesheim 1,487 0,980 0,956 0,939 0,904 0,991 0,877 0,917 1,192 1,226 1,228 1,298 1,290 1,213 1,147

Lüneburg 1,397 0,945 0,954 0,930 0,991 0,902 0,866 0,852 1,093 1,064 0,976 1,053 1,075 1,107 1,023

Stade 1,513 1,004 1,055 1,021 1,112 1,046 0,971 0,901 1,060 1,146 1,184 1,178 1,134 1,098 0,972

Verden 1,597 1,096 1,056 0,978 0,957 1,008 0,964 0,947 1,216 1,142 1,136 1,161 1,234 1,253 1,104

Aurich 1,773 1,437 1,226 0,951 1,117 1,074 1,195 1,016 1,245 1,087 1,006 1,159 1,210 0,956 0,863

Oldenburg 1,572 0,930 0,810 0,859 0,944 0,923 0,901 0,856 1,059 1,117 1,016 1,087 1,168 1,124 0,909

Osnabrück 1,565 1,057 0,995 0,907 0,912 0,888 0,943 0,927 1,179 1,124 1,045 1,140 1,191 1,085 1,000

erstellt am 27.02.2023
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